










ZUM TODE VON SIEGFRIED BUBACK 

Der Tod des Generalstaatsanwaltes Siegfried Buback und 
seines Fahrers Wolfgang Göbel hat uns alle tief erschüttert. 
Siegfried Buback war ein unerschrockener Diener des Rechts , 
der im Dienste unseres Staates seine Pflicht tat. Er wußte um 
die Gefahren, die ihm drohten, weil er den Gesetzen auch 
gegenüber dem Terrorismus Geltung verschaffte . Dies hat ihn 
nicht einen Augenblick zögern lassen, denn er diente nicht 
einer abstrakten Staatsraison. Er wollte die Fähigkeit des 
Staates erhalten, seine Bürger vor Gewalt und Rechtsbruch zu 
schützen . Sein Tod verpflichtet uns. ,,Diejenigen aber, die 
immer aufs Neue die Befürchtung äußern, die eigentliche Ge­
fahr für die Freiheit der Bürger ginge nicht vom Terrorismus, 
sondern von _der Justiz und dem Staat aus, sollten den Tod 
Bubacks zum Anlaß nehmen, ihren Irrtum zu erkennen und zu 
korrigieren"; so die Worte des Bundesjustizministers Hans­
Jochen Vogel. 

Der Warner ist tot. Heimtückisch ermordet. Sie brachten 
Buback um, weil er sie störte. Weil er nicht locker ließ, weil er 
für uns war und gegen sie. Weil er sie Kriminelle nannte, weil 
er sie für eine Bande und nicht für eine Gruppe hielt. Fragen 
geben niemandem das Leben wieder, aber vielleicht machen 
sie die lebendig, die noch leben, machen die Passiven zu Akti­
ven, veranlassen die Aktiven zu einer noch höheren Aktivität. 
Wo blieb der. laute Protest? ... Warum haben die nicht flam ­
mend protestiert, d ie immer protestieren? Judos, Jusos, ein 
paar Dichter und Schriftsteller , die Bölls, die Neunmalklugen , 
die Kriecher und Postenjäger, und die, die immer von der 
zu verteidigenden Freiheit reden, nur reden, aber keine Taten 
folgen lassen. Warum nicht ein Sturm des Protestes in allen 
Teilen der Bundesrepublik, damit die Terroristen wissen, wie 
stark unsere Demokratie sein kann. Das Völk ist nicht aufge­
standen, der Sturm ist auch nicht losgebrochen. Nur leere 
Straßen und Plätze hat man gesehen, Zeichen der Gleichgültig­
keit. 

Was wird noch geschehen, und wer wird der Nächste sein, 
der auf der Abschußliste der Terroristen steht, den man ab­
hakt, wie bei einer Bestandsaufnahme? Es muß gegen den 
Terrorismus mehr geschehen! Sie müssen die gleiche Gewalt , 

• die sie anderen zufügten, am eigenen Leibe spüren. Keine Min­
deststrafen, sondern Höchststrafen! Streichung der Befangen­
heitsbestimmungen der Richter in Prozessen gegen Terroristen! 
Keine Haftverschonung in Form eines Zellen-Hotels mit Kom­
fort. Schluß mit dem Stammheimer Prozeß! Wenn die in Haft 
einsitzenden Terroristen in den Durst- oder Hungerstreik 
treten, laßt sie dursten und hungern, es ist ihre Sache. Jede 
Humanität des Strafvollzuges ist hier falsch am Platze, weil 
Mord kein Kavaliersdelikt ist! Kein Wehleid, das auch sie nicht 
kannten oder kennen . 

Gehen wir in uns. Der geistige Nährboden des Terrorismus 
beginnt an den Schulen und Hochschulen. Anstatt zu studie­
ren, werden von den Allherrgotts-Marxisten°Leninisten 
Klassenkampf und Intoleranz gepredigt, solange bis die Saat 
aufgegangen ist. Hier ist Umkehr notwendig : Entfernung der 
Studenten, Dozenten und Professoren, die nicht auf dem 
Boden der Verfassung stehen sowie aller Verfassungsfeinde im 
Staatsdienst. 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold und seine Mitglieder, 
auch vielmals Gebrannte, haben seit Jahren auf diese Gefahren 
hingewiesen. Man hat unsere Mahnungen in den Wind geschla­
gen, man ist immer wieder klüger gewesen, man hat sich auf 
die Neofaschisten konzentriert und die radikalsten Banden 
außer acht gelassen. Nicht nur die Parteien sollen ein Wort in 
der Bekämpfung des Terrorismus haben, sondern auch wir 
als konsequente Träger der Verfassung, weil wir eine ganz an­
dere Auffassung davon haben, wie man den Terrorismus be­
kämpfen und der Gewalt begegnen kann. 

Eine ursächliche Mitschuld an dem Attentat auf Siegfried 
Buback ist auch denen zuzuschreiben, die uns ablehnen, aber 
den Terroristen ein freies Spielfeld überlassen haben, ein Spiel­
feld, das -zum Schußfeld geworden ist. Darum kennt der Terro­
rismus kein Kontra, der ihm das Fürchten beibringt. ,, 

Gegenüber allen, die für die Freiheit kämpften, gegenüber 
allen Kameraden, von deren Schicksal niemand etwas weiß, ist 
es beschämend, daß die Demokratie schweigend alles nur zur 
Kenntnis nimmt. 

WILLI BEUK 

ANTI-TERROR-SOFORTMASSNAHMEN 

Das Bundeskabinett hat am 18. Mai auf Vorschlag von Bundes­
! nnenminister Prof. Dr. Werner Maihofer einige Sofortmaß­
nahmen im Bereich der inneren Sicherheit beschlossen. Dazu 
erklärte Bundesminister Maihofer u. a. in Bonn: ,, ... Die 
Ermordung des Generalbundesanwaltes und seiner beiden 
Mitarbeiter am 7. Apri 1 1977 hat mit aller Härte c!as Maß der 
Herausforderung durch Terroristen sichtbar gemacht ... Die 
verschärfte Sicherheitslage zwingt dazu, die Sicherheitsbehör ­
den personell und materiell weiterhin so auszustatten, daß sie 
auch neuen Erscheinungsformen des Terrorismus Herr wer-
den ... " Das Bundeskabinett hat als Sofortmaßnahme die 
Schaffung von neuen Stellen im Bundeskr iminalamt geneh­
migt. Die hierfür zusätzlichen Ausgaben im Jahre 1978 betra­
gen 18,3 Millionen D-Mark, 1979 11,1 Millionen D-Mark und 
1980 11, 1 Mi II ionen D-Mark. 

TERRORISMUS 

Auf Einladung der CDU-Frauenvereinigung Freudenstadt 
sprach Dr. Karl K i n d e r m a n n , stellv. Pressereferent 
des Reichsbanners, über Terrorismus. 

Der heutige Terrorismus hat seine Wurzeln im zaristischen 
Rußland. Dort entstand im 19. Jahrhundert eine gewaltsame 
Aktion gegen das zaristische Regime. Diese Terroristen glaub­
ten, durch Ermordung prominenter Persönlichkeiten die Macht­
haber zu Reformen bewegen zu können. Im Gegensatz zum ' 
Einzelterror steht der Massenterror der französischen, chine­
sischen und russischen Revolution. Eigenartiger Weise hat si.ch 
diesem staatlichen Terror kaum eine spürbare Gegenströmung 
entgegengestellt.J( riminologisch lassen sich die Attentate in ver­
schiedene Kategörien einteilen. Selbst Stalin ließ Entführun-
gen und Attentate durch seine Agenten ausführen, beseitigte 
jedoch dann alle Mitwisser. Die Terroristen versuchen, ihre 
Gewaltakte aJs Kampf gegen soziale Ungerechtigkeit zu erklä­
ren. Selbst da$ entschuldigt die Attentäter nicht. Wirtschaft-
liche Schwierigkeiten in Westeuropa können zu einer Radika­
lisierung führen. Deshalb sollten jetzt alle Parteien, Gewerk­
schaften und Kirchen gemeinsam an einer Lösung dieses Pro­
blemes arbeiten. 

Der Vortrag hinter! ieß bei den Zuhörerinnen einen tiefen 
Eindruck. Er war frei von jeder parteipolitischen Tendenz, 
objektiv und auf die Erweckung eines humanen Bewußtseins 
gerichtet. 

(aus: ,,Freudenstädter Kreiszeitung", gekürzt) 
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Bücher 

EIN STÜCK VON UNS 

Deutsche Juden in deutschen Armeen 
1813-1976 

,.Ich bin als Deutscher ins Feld gezogen, um mein bedrängtes Vater­
land zu schützen", heißt es in dem Testament des jüdischen Kriegsfrei­
willigen Josef Zürndorfer, der als Fliegerleutnant im September 1915 
mit seiner Maschine abgestürzt ist. Bundesverteidigungsminister Georg 
Leber erinnerte in seinem Vorwort zu diesem Buch : .,Wer weiß heute 
noch, daß von 1914 bis 1918 die etwa 500 .000 jüdischen Mitbürger 
100.000 deutsche Soldaten gestellt haben. von denen 12.000 gefallen 
sind. - Mir liegt daran, daß unsere jungen Soldaten der Bundeswehr 
Zugang zu unserer ganzen Geschichte erhalten und damit auch ver­
stehen, daß Demokratie, Freiheit und Toleranz keine selbstverständ­
lichen Werte sind, sondern daß sie immer wieder neu erkämpft und 
verteidigt werden müssen." Wenn auch die Bundeswehr über den ur­
sprünglich reinen Verteidigungsauftrag hinaus zur „Schule der Nat ion" 
werden mußte, da Elternhaus und Schule ihrer politischen Erziehungs­
aufgabe weitgehend nicht gewachsen waren und sind, sollte das Wissen 
um diese Dinge einer viel breiteren Öffentlichkeit, als es die Bundes­
wehr sein kann, nahe gebracht werden . 

Buchautor Rolf Vogel, Verfolgter des Nazi-Regimes und überlebender 
aus Gestapo-Haft, .Journalist und Oberstleutnant der Reserve der Bun­
deswehr, kann für diese Arbeit nicht genug gedankt werden, die eben­
falls der Verständigung und dem Zusammenfinden über Gräber und 
Gräben hinweg dient. Auch der Deutschen Wehrmacht wird Gerech­
tigkeit zuteil, indem Verfasser ein ganzes Kapitel mit Beispielen füllt, 
wie Generale und Stabsoffiziere sich den Greueltaten genüber Juden 
widersetzt, sie verhindert oder viele durch Einteilung zum Arbeitsein­
satz wenigstens vor dem Tode bewahrt haben . Mancher Offizier faßte 
angesichts dieser Untaten den Entschluß, sich den Männern anzu­
schließen, deren Schicksal sich am 20. Juli 1944 erfüllte . .,Das Schick­
sal der deutschen Soldaten jüdis~hen Glaubens und jüdischer Abstam­
mung gehört unlöslich zu der Geschichte der deutschen Armee." Dieser 
Grundsatz hatte auch Franz-Josef Strauß als Bundesverteidigungs­
minister veranlaßt, das Buch „Kriegsbriefe gefallener deutscher Juden" 
neu auflegen zu lassen , das erstmals im Jahre 1935 (1935 ist kein 
Druckfehler) erschienen war, um den „Arierparagraphen" und damit 
die Rassengesetzgebung zu entschärfen . Vaterlandsliebe, Opfermut und 

- die Fähigkeit des jüdischen Volkes, tapfer im Elend zu sein, haben nicht 
erst die Söhne und Töchter des jungen Staates Israel unter Beweis ge­
stellt . Als Angehörige der deutschen Nat ion gaben sie seit 1813 laufend 
Beispiele ihrer Vaterlandsliebe, nachdem sie durch königlich-preußisches 
Edikt vom 11. März 1812 Staatsbürger und damit auch militärpflichtig 
geworden waren. Junge deutsche Juden machten sogar die ersten Feld­
züge der Deutschen Wehrmacht als tapfere Soldaten mit, bis man sie 
auf Grund ihrer Abstammung ausstieß und viele von ihnen im KZ ver­
nichtete, zumindest aber seelisch zugrunde richtete. 

Der erste Reichstagsabgeordnete, der sich 1914 als Kriegsfreiwilliger 
gemeldet hatte und bereits in den ersten Tagen fiel, war der Jude 

Ludwig Frank. 

Als Fliegeroffizier erhielt der Jude 

Wilhelm Frankl 

den höchsten preußischen Orden, den Pour-le Merite, der dem Ritter­
kreuz des 2. Weltkrieges gleichzusetzen ist, und fiel als einer der erfolg­
reichsten Kampfflieger im Jahre 1917. Inzwischen führen zwei Bundes­
wehrkasernen diese Namen, in Neuburg an der Donau und in Mann­
heim, und tragen mit dazu bei, Deutschlands Ansehen in der Welt voll 
und ganz wiederherzustellen und von dem letzten Schmutz zu befreien 
den Verbrecher hinterlassen haben. Möge dieses spannungsreich zu- • 
sammengestellte Buch der alten wie der jungen Generation zum Ver­
ständnis der deutsch-jüdischen Tragödie dienen. 

Siegfried Keiling 

Rolf Vogel: Ein Stück von uns - 1813 -1976 Deutsche Juden in 
deutschen Armeen - Leinen 397 Seiten mit Personenregister -
v. Hase & Koehler Verlag, Mainz 1977, DM 32,- (Bei Bestellung 
über RB erhält RB 10 % Provision) 
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PERSONALIEN 

Siegfried Keiling, geschäftsführendes Bundesvorstands­
mitglied des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, Bund aktiver 
Demokraten e. V ., Major a. D. und Ritterkreuzträger , feierte 
am 28 .-·10. 1976 seinen 65. Geburtstag. Als Vertreter des 
Reichsbanners und auch in Vertretung des Bundesvorsitzenden 
und Vorsitzenden der UDWV, Georg Prinz, überbrachte der 
Landesvorsitzende des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, 
Landesverband Hessen, Kamerad Helmut Esser, Glückwünsche 
und ein Präsent. 

Georg Prinz, Vorsitzender der UDWV und Bundesvor­
sitzender des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, Bund aktiver 
Demokraten e. V ., wurde be i den Kommunalwahlen im lande 
Hessen Stadtverordneter der Stadt Hofheim (Ts). 1 n der ersten 
konstituierenden Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
am 19. 4. 1977 wurde er zum stellvertretenden Vorsteher des 
Stadtparlamentes gewählt. Die Stadt Hofheim hat rund 
35.000 Einwohner und ist die größte Stadt des Main-Taunus­
kreises zwischen Wiesbaden und Frankfurt (M). Wegen der 
damit verbundenen Überlastung hat Kamerad Prinz die Lei­
tung und Redaktion der Zeitung „Das Reichsbanner" abgeg~­
ben, die nunmehr laut Beschluß des Bundesvorstandes in den 
Händen eines fünfköpfigen Redaktionskoll {;giums liegt , dem er 
auch angehört. 

Christian Weiß, langjähriger Bundesvorsitzender ünd 
Bundesehrenvorsitzender des Reichsbanners Schwarz-Rot­
Gold, Bund aktiver Demo°kraten e. V., feierte am 3.7.1977 
seinen 79. Geburtstag. Er erhielt von den Verbänden ein 
Glückwunschtelegramm mit den besten Wünschen für seine 
Gesundheit. 

Fabian von Schlabrendorf, Gründungsmitglied des Verban­
des für Freiheit und Menschenwürde e. V., wurde am 1. Juli 
1977 70 Jahre alt. Als Rechtsanwalt vor dem Kriege, als Mann 
des aktiven Widerstandes gegen Hitler, als Rechtsanwalt wieder 
danach hat er wesentlichen Anteil am demokratischen Wieder­
aufbau der Bundesrepublik Deutschland genommen . Er wurde 
für acht Jahre zum Richter am Bundesverfassungsgericht 
gewählt. 1 n Halle an der Saale als Sohn eines Offiziers und 
späteren Generals geboren , nutzte er vor dem Kriege seine 
Verbindungen zu Sondierungen in England und versuchte im 
Fühjahr 1943 zusammen mit Henning von Tresckow einen 
Anschlag auf Hitler . Nach dem 20 . Juli 1944 wurde er ver ­
haftet . 

LEOS HABEN GUTEN RUF 

Bonn (dpa). - ;\Qualität gegen Quantität " -- di eses von Hardtli öhen­
Chef Leber propag'ierte Rezept wird mit der Anschaffung von 1800 
Kampfpanzern des hochmodernen Typs „Leopard zwei" in die Tat um­
gesetzt. Die Qualität des neuen Leo soll dazu beitragen, die östliche 
Panzerübermacht aufzuwiegen . Zwar ist man bei Aussagen über die 
Panzerzah.len cles Ostens weitgehend auf Schätzungen angewiesen . Aber 
es scheint doch in etwa festzustehen , daß im Mittelabschnitt Europas 
den rund 6000 westlichen Kampfwagen im Augenblick rund 23 000 
Panzer des Warschauer Paktes gegenüberstehen . Gerade die jüngste • 
Nato-Konferenz hat wieder festgestellt, daß der Osten weiterhin offen­
siv aufrüstet. Experten haben errechnet : spätestens im nächsten Jahr. 
werden allein rund 3300 moderne sowjetische Panzer vom Typ T 72 
an der DDR-Grenze stehen. Als Waffensystem genießen die neuen Leos 
einen guten Ruf. Daran konnten auch die Unkenrufe und Querschüsse • 
aus den Vereinigten Staaten nichts ändern, wo die US-Rüstungslobby 
nach Ansicht deutscher Fachleute den Leopard beim Vergleich mit dem 
amerikanischen Modell M 1 ins Hintertreffen brachte . Präsident Carter 
hat den Waffenbrüdern jenseits des Atlantiks jetzt neue Hoffnungen 
auf Verkäufe in die USA gemacht. Bislang haben sieben Nato-Länder • 
den deutschen Leo übernommen . 



AUS DEN LANDESVERBÄNDEN UND ORTSVEREINEN 

Landesverband Hamburg­
Schlesw ig/Holstein-Nordn iedersachsen 

Eine offizielle Neugründung eines OV Stade ggfs. Buxtehude hat 
bisher noch nicht stattgefunden . Es war vorerst eine Bekanntmachung 
im Stader- und im Buxtehuder Tageblatt , daß der Landesverband Ham­
burg seinen Bereich überregional auf das Gebiet Nordniedersachsen 
ausgeweitet hat , weil zwischen den LV Hamburg, Bremen und Nieder­
sachsen ein bisher nicht erfaßtes Gebiet lag, was Anlaß war, es uns ein ­
gliedern zu lassen . 

Ani 19.3. hat ten wir unsere Mi tgliederversammlung . Hier wurde 
auch die sogenann te Abhöraffäre erwähnt. Man ist zur Ansicht gekom­
men, daß der Verfassungsschu tz rechtens gehandelt hat und wir uns 
vor Minister Maihafer stellen müssen . Alle Maßnahmen des Verfassungs­
schutzes dien ten zum Schutze des Staa tes und der Verfassung , und die 
Demokra t ie muß sich erwehren , dami t der Erhalt gewährleist et ist . 
Wäre nichts geschehen , das Kind in den Brunnen gefallen , wäre es aus 
mit der Demokrati e gewesen , heute noch nicht, aber nach Jahren, denn 
es gibt wieder eine große Zahl von Menschen, die heimlich gegen den 
Staat arbei t en und nach einem „starken Mann" rufen . 

Aber es gibt Leu te, die haben aus der Geschichte nicht s gelern t und 
wollen auch nich ts lernen , sie sehen d ie Gefahren erst dann, wenn es 
wieder zu spät ist . Die ersten Anzeichen sind doch Brokdorf, Wynehl, 
Gronleben, obwohl uns allen klar sein dürf te, daß es nicht um die Kern­
kraftwerke geh t , sondern um eine aus der DDR gesteuerte Z ielrichtung, 
unseren Staat zu unterwandern und die Rechtsstaatlichkeit in Frage 
zu stellen . Aber diese Gegner, aufgepei t scht von den Kommunisten des 
Bundes im Westen, wissen genau, daß sie im Vorfeld von Weimar 
stehen - vergleichsweise - und daß die Parteien dem nichts entgegen­
zusetzen haben. Wäre es möglich gewesen, einen disziplinierten und 
qualifizierten Schu tzbund aller demokra t ischen Kräfte aufzubauen, 
man hätte 20 000 Mann entsandt, die Kommunisten wären dort hinge­
tr ieben worden, wo sie hergekommen sind . 1932/33, so sagt man 
heute, hätte man den Verfassungsfeind mit Samthandschuhen ange­
faßt, und heute? Hat der Verfassungsschutz , der Militärische Ab­
schirmdienst, die Polizei nicht eine Beistandspflicht nötig? Eines Tages 
werden auch deren Kräfte erlahmen, und keiner will seinen Kopf mehr 
hinhalten, wenn mit ungleichen Mittel gekämpft wird . Hinzu kommt 
d ie langsam gegen die Regierung feindsel ig werdende Presse, alles wird 
pomadig gemacht , alles durch den Dreck gezogen, aber niemand ruft 
das Volk und die Demokraten zum Widerstand gegen diese Chaoten 
auf . 

IST DIES DAS LETZTE WORT? 
Willy Brandt, 
Persönliches Büro, Bonn, Bundeshaus: 

„Der Herr Bundeskanzler hat mich gebeten, zu Ihrem 
Schreiben vom 4. September 1976, welches dem Bundeskanz­
leramt am 28. September 1976 zugega,,,,en ist, Stellung zu 
nehmen. Dabei bitte ich zunächst um \,erständnis dafür, daß 
sich die Beantwortung infolge der Bundestagswahl und der 
erforderlichen umfangreichen Nachforschungen in den Akten 
des Parteivorstandes der SPD verzögert hat. Die Leistungen des 
alten Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold für den Schutz der 
Weimarer Republik und ihrer Einrichtungen sind unbestritten. 
Dennoch hat die Sozialdemokratische Partei Deutschlands die 
Neugründung des Reichsbanners nicht unterstützt, weil sie die 
in der Weimarer Republik herrschenden Verhältnisse nicht für 
vergleichbar hält mit der politischen Ordnung, die nach dem 
Inkrafttreten des Grundgesetzes geschaffen worden ist. An die­
ser Beurtei Jung hat sich in der Zwischenzeit nichts geändert. 

Die Frage, ob der Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold Bund 
aktiver Demokraten e. V. Wiedergutmachungsansprüche gel­
tend machen kann, ist Ende 1969 untersucht worden. Man 
gelangte damals zu dem Ergebnis, die Geltendmachung sei 
zwecklos, und zwar insbesondere deshalb, weil der Vereins­
zweck des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold aktiver Demokra­
ten e. V. mit dem Zweck des ehemaligen Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold nicht identisch sei. Hinzu kommt, daß -
selbst wenn eine Identität hätte festgestellt werden können -
die Termine für die Anmeldung der Wiedergutmachungsan­
sprüche damals bereits verstrichen waren. 

gez. Klaus-Henning Rosen 

Landesverband Hessen 

Auf der Landeskonferenz des Landesverbandes Hessen vom 14.5.1977 
in Frankfurt sprach Kamerad H r o n , Bad Vilbel, über das Thema 
Demokratie und Sicherhei t . Bei der Neuwahl des Landesvorstandes 
wurde der.-alte Landesvorstand, mit Helmut Esser als Vorsitzenden, in 
seinem „Amt bestätigt. 

Ortsverein Frankfurt am Main 
Jahreshauptversammlung 

Am 5. März 1977 hielt der Ortsverein Frankfurt am Main des Reichs­
banners Schwarz-Rot-Gold seine Jahreshauptversammlung ab. Nachdem 
der Ortsvereins-Vorsitzende Heinrich Ditter die Tagung eröffnet und 
die Gäste begrüßt hatte, hielt der Bundesvorsitzende Kamerad Georg 
Prinz ein Referat über „Die Bedeutung der anstehenden hessischen 
Kommuna lwa hlen" . Der Redner gab einen anschaulichen Überblick 
über die Z iele der drei großen demokratischen Parte ien und empfahl 
jedem Kameraden, selbst zu prüfen und zu beurteilen, welche Probleme 
von der jeweiligen Partei in seinem Sinne am besten gelöst wurden, um 
danach dem Kandidaten seines Vertrauens seine Stimme zu geben. 

Kamerad Ditter brachte seine besondere Freude darüber zum Aus­
druck , daß der Landtagsabgeordnete unseres Wahlkreises, der Kamerad 
Rud i Rohlmann trotz seiner Überbeanspruchung durch den Wahl­
kampf die Zeit gefunden hat , an unserer Versammlung teilzunehmen. 
In seinem Rechenschaftsbericht gab der Vorsitzende eine Übersicht 

. über die zahlreichen Veranstaltungen des Ortsvereins während des ver­
flossenen Jahres, zu deren Ausrichtung eine immense Arbeit von den 
Mitgliedern des Vorstandes zu leisten war . Er betonte, daß es dabei 
nicht immer leicht war, die Meinungen „unter einen Hut zu bringen" 
weil die krit,ischen Köpfe in den Reihen unserer Mitglieder und des 
Vorstandes, da es eben „politische Köpfe" sind, natürlicherweise über­
wiegen . 

Der Vorsitzende unterrichtete dann ausführlich über eine Ent­
schließung des Landesverbandes Hamburg des Reichsbanners Schwarz­
Rot-Gold bezüglich der Wiedergutmachung des dem Reichsbanner bei 
der „Machtergreifung" durch die Nazis geraubten Vermögens. 

Der Landesverband Hamburg hatte ein persönliches Schreiben an den 
Bundeskanzler mit der Bitte um Unterstützung unserer Wiedergut­
machungsansprüche gerichtet . Der Brief wurde vom Bundeskanzler an 
den SPD-Vorsitzenden weitergegeben. In einer Antwort, die vom Büro 
des SPD-Vorsitzenden bei unserem Hamburger Landesverband einging , 
wurde der Wiedergutmachungsanspruch des Reichsbanners abgelehnt, 
weil angeblich der Verbandszweck des „ neuen" Reichsbanners mit dem 
Zweck des „ehemaligen" Reichsbanners nicht identisch sei! (siehe 
Seite 7). Kamerad Ditter bezeichnete die Erregung der Hamburger 
Kameraden über diesen Brief als durchaus verständlich . Er warf die Fra­
ge auf, ob die jn der Vergangenheit vom Reichsbanner gebrachten 
Opfer an Toten und Verletzten, die Leiden der in den Konzentrations­
lagern gequälten Kameraden, ob all diese Einsätze umsonst waren . Die 
Absage der SPD-Spitze ist ein harter Schlag, insbesondere für die zahl­
reichen Reichsbanner-Kameraden, die sich nach der Naziherrschaft 
beim Wiederaufbau der SPD-Parteiorganisation große Verd ienste 
erworben haben. Die Versammlung beschloß einstimmig, die Ent­
schließung des Landesverbandes Hamburg zu unterstützen. Auf Antrag 
des Kameraden Keiling beschloß der Ortsverein Frankfurt außerdem , 
den Bundesvorstand des Reichsbanners zu bitten, die Hamburger Ent­
schließung zur Bunde~ ngelegenheit zu machen und in Bonn entspre­
chend vorstellig zu werden. 

Viel Interesse fand danach der Ber icht des Kassierers und der 
Revisoren, dem .eiQe rege Aussprache folgte, in deren Verlauf der An­
trag eingebracht wurde, die Bezeichnung des in der Bundessatzung 
vorgesehenen Ehrenvorsitzenden in „Ehrenmitglied" umzuwandeln. 
Außerdem wurde dem Bund die Ernennung von drei weiteren Kamera­
den zu „Ehrenmitgliedern" vorgeschlagen. 

Es folgte dann die Neuwahl des Ortsvereins-Vorstandes, die folgendes 
Ergebnis erbrachte: 

Vorsitzender : 

Stellv . Vors. : 

Schatzmeister: 

Heinrich Ditter, Ffm. 71, Melibocusstr. 30, 
Tel. 0611 /67 23 52 
Elli Horeni, Ffm. 50, Höhenblick 14, 
Tel. 0611 /52 41 86 
Conrad Lock, 6457 Maintal 2, Goethestr . 106, 
Tel. 4500/6 53 12 
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Stellv. Schatzm.: 

Schriftführer: 

Beisitzer: 

Josef Scheich, Ffm. 1, Wallauer Str . 10, 
Tel. 0611 n3 22 20 
Karl Reß, Ffm. 60, Am Erlenbruch 104, 
Tel. 0611 /41 44 04 
Karl Sammler, Ffm . 1, Tevesstr. 52, 
Tel . 0611 n3 07 56 
Fritz Funk, Ffm. 71, Goldsteinstr. 293, 
Tel. 0611 /35 02 52 
Otto Redmann, Ffm. 90, Phil.-Reis-Str . 29, 
Tel. 59 16 94 
Friedrich Erker, Ffm. 50, Marbachweg 130, 
Tel. 54 16 59 
Willy Krämer, Ffm. 80, Engelsruhe 14, 
Tel. 31 7.3 1 0. 

Zu Revisoren wurden gewählt: Mariechen Jülg und Philipp Emmert. 
Zum Schluß der Tagung dankte der Vorsitzende allen Mitarbeitern im 
Vorstand für die geleistete Arbeit und den Kameradinnen und Kamera­
den für das Vertrauen, das sie ihm durch seine Wiederwahl entgegenge­
bracht haben. 

HeiDi 

Der Ortsvereins-Vorstand teilt mit: 

Der vielfach geäußerte und auch in der letzten Jahresversammlung 
wieder diskutierte Wunsch ; einen Treffpunkt für die Kameradinnen und 
Kameraden zu schaffen, an dem man sich an einem bestimmten Nach­
mittag zwanglos treffen und die Kameradschaft pflegen könne, konnte 
jetzt realisiert werden. Wir treffen uns seit einigen Wochen jeden Dien­
stag ab 16 Uhr in der Gaststätte „Zur Staufen mauer", Börnestraße 35 . 
Das schöne Lokal liegt nicht weit von unserer Geschäftsstelle und ganz 
in der Nähe der Straßenbahnhaltestelle Konstabler-Wache. Der Vor­
stand würde sich freuen, wenn die Kameradinnen und Kameraden von 
der Möglichkeit zum gemütlichen Beisammensein mit Gleichgesinnten, 
die ihnen jetzt an j e dem Dienstag geboten wird, recht regen Ge­
brauch machen würden. 

ZUR NACHAHMUNG EMPFOHLEN! 

DER STADTVERORDNE1ENVORSTEHER von Bad Homburg v.d.H., 
schreibt an : 

Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 
Bund Aktiver Demokraten e. V. 
Herrn Siegfried Keiling 
Sindlinger Weg 1 

6380 Bad Homburg v.d .H. 1 

Mit Interesse habe ich vom Engagement Ihrer Vereinigung Kenntnis 
genommen und freue mich, daß sich Ihre Organisation weitgehend mit 
den Problemen beschäftigt, die auch ich anläßlich des Neujahrsempfan­
ges herausstellte. Ihrer Initiative hinsichtlich des Aufbaues einer ört­
lichen Basis des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold wünsche ich den 
erhofften Erfolg. Den von Ihnen geäußerten Wunsch nach einer gemein­
samen Aussprache mit allen politischen Parteien werde ich mit meinen 
Kollegen im Stadtverordnetenvorstand erörtern ." 

gez. Peter Schneider 

NEUER AUFSTAND IN DER DDR? 

Seit langem beobachtete die SED-Spitze mit wachsender Sorge die 
zunehmende Unruhe unter ihren Bürgern. Immer mehr »DDR«-Bewoh­
ner nehmen sich das Recht heraus, ihren Ärger über Versorgungsmän­
gel, Mißwirtschaft und Westreise-Verbot öffentlich zu artikulieren. 
Zum erstenmal seit dem Volksaufstand vom 17. Juni 1953 verbrann­
ten Unzufriedene am Wahltag in der Provinz die Staatsfahne. Immer 
mehr Ostdeutsche verlangen von ihren Behörden unter Berufung auf 
»DDR«-Verfassung und Völkerrecht sowie die KSZE-Schlußakte von 
Helsinki die Erlaubnis zum Umzug in die Bundesrepublik. Alle Ver­
suche, mit der Ankündigung sozialer Wohltaten, wie höhere Löhne 
und kürzere Arbeitszeiten, Unmut, Unruhe und Ausreisebegehren zu 
dämpfen, zeigen wenig Wirkung . Im Politbüro der SED kam es zu hef­
tigen Auseinandersetzungen über den Kurs der Parteiführung in dieser 
Frage. Entschiedener Verfechter einer liberaleren Politik war der in­
zwischen kaltgestellte Ministerpräsident Horst Sindermann. Sindermann 
wörtlich: »Wenn wir so brutal weitermachen wie bisher, kommt es zu 
einem neuen Aufstand in der »DDR«, der noch größer sein wird als der 
vom 17. Juni 1953.« 
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SCHWARZER TAG 

Es kann sein, daß der 16. Juni 1977 in die Geschichte als schwarzer 
Tag des Parlamentarismus eingehen wird . An diesem Tag stimmten 
Hunderte von Abgeordneten des Bundestages gegen ihre Überzeugung 
- aus taktischen Gründen. CDU/CSU-Abgeordnete sagten nein zur 
Erhöhung des Kindergeldes und zur Senkung der Vermögensteuer, zu 
Dingen also, die sie ihren Wählern seit eh und je versprochen haben. 
SPD-Abgeordnete haben ja gesagt zur Senkung der Vermögensteuer, 
obw0hl ihnen der Gedanke, Millionen kleiner Leute finanzierten mit 
erhöhter Mehrwertsteuer Steuerentlastungen für die Vermögenden, 
ziemlich gegen den Strich gehen mußte. 

Trotz aller Betonung eines hohen moralischen Anspruchs hat sich 
wieder gezeigt, daß sich Politiker im Grunde ganz einfach in zwei Grup­
pen einteilen lassen : solche, die an der Macht bleiben wollen, und 
solche, die an die Macht kommen möchten. Diesen machtpolitischen 
Überlegungen werden - vielleicht nicht bedenkenlos, aber letztlich 
doch ohne Bedenken - alle sachlichen Gesichtspunkte untergeordnet. 
Die sachlichen Punkte aber sind es, mit denen sich Politiker allein dem 
Volk verständlich machen können, das sie gewählt hat. 

Das Fähnlein der wenigen Aufrechten, die bei der Abstimmung 
über das Steuerpaket allen Gewalten zum Trotz zu ihrer Überzeugung 
standen (und die - für manchen erstaunlich - in der oft als „Kader­
partei" klassifizierten SPD zu finden waren), vermag die Gefahren kaum 
zu mindern, die durch ein solches Taktieren dem ohnehin durch 
Diätengesetzgebung und ähnliche Entscheidungen arg strapazierten 
Verhältnis zwischen Wählern und Gewählten drohen. Der Glaubwürdig­
keit von Parlament und Parlamentariern wird durch solche taktischen 
Meinungssaltos gewiß ein schlechter Dienst erwiesen . 

INHALT. 

Zum 20. Juli (G.P.) 
Elli Horeni 70 Jahre (HeiDi) 
Der 17. Juni - ein Gedenktag (Helmut Schmidt) 
Gedenkstein in Berlin 
17. Juni in Berlin (Helmut Kohl) 
Gecienkstunrle in der Paulskirche 
(Walter Wallmann/Wilhelm Fay) 
UDWV uncl RB zum 17. Juni und 20. Juli 
Der 17. Juni soll Feiertag bleiben 
Zum Torle von Siegfried Buback (W. Beuk) 
Anti-Terror-Sofortmaßnahmen 
Terrorismus (Dr. K. Kindermann) 
Bücher 
Personalien 
( Keiling/Prin zfWeiß/v. Schlabrendorf) 
Aus den Lanrlesverbänden und Ortsvereinen 
Kurznachrichten 

G. W. (Bonn) 
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